
den Passagieren und Lieferanten die freie Wahl der Verkehrs -
unternehmen, trifft keine Maßnahmen, welche die gleichbe -
rechtigte Beteiligung der Verkehrsunternehmen mit Sitz in der 
 Bundesrepublik Deutschland ausschließen oder erschweren, und 
erteilt gegebenenfalls die für eine Beteiligung dieser Verkehrs -
unternehmen erforderlichen Genehmigungen. 

Artikel 5 

(1) Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unterzeichnung in 
Kraft. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Jede Vertragspartei kann es jederzeit mit einem Vorlauf von 
sechs Monaten schriftlich kündigen. 

(3) Die Vertragsparteien können Änderungen dieses Abkom-
mens vereinbaren. 

(4) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses 
Abkommens werden durch die Vertragsparteien gütlich im Rah-
men von Gesprächen beziehungsweise Verhandlungen beige-
legt. 

(5) Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
 Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der 
Bundesrepublik Deutschland veranlasst. Die andere Vertrags -
partei wird unter Angabe der VN-Registrierungsnummer von der 
erfolgten Registrierung unterrichtet, sobald diese vom Sekretariat 
der Vereinten Nationen bestätigt worden ist.
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Geschehen zu Kigali am 12. April 2021 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
 gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Dr. T h o m a s  K u r z  

Für die Regierung der Republik Ruanda 

Dr. U z z i e l  N d a g i j i m a n a

Zu der Europäischen Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 (BGBl. 1964 II S. 1261, 
1262; 2001 II S. 496, 497), die zuletzt in ihrem Artikel 25 Absatz 1 durch Ent-
scheidung des Komitees der Ministerbeauftragten des Europarats geändert 
 worden ist (BGBl. 2001 II S. 970, 971), hat das Ve r e i n i g t e  K ö n i g r e i c h *  
dem Generalsekretär des Europarats in seiner Eigenschaft als Verwahrer am 
16. Juli 2021 zwei E r k l ä r u n g e n  zu Artikel 18 Absatz 2 der Charta notifiziert. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluss an die Bekanntmachung vom 
14. Juni 2017 (BGBl. II S. 756). 

 

* Vorbehalte und Erklärungen:  

Vorbehalte und Erklärungen zu dieser Charta, mit Ausnahme derer Deutschlands, werden im Bundes -
gesetzblatt Teil II nicht veröffentlicht. Sie sind in englischer und französischer Sprache auf der Web-
seite des Europarats unter www.conventions.coe.int einsehbar. 

Berlin, den 25. August 2021 

A u s w ä r t i g e s  A m t  
Im Auftrag 

Dr. C h r i s to p h e  E i c k

Bekanntmachung  
zu der Europäischen Sozialcharta 

Vom 25. August 2021

 


